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Neues vom Gesetzgeber
Kein Ermichtigungsgesetz — die Anderungen des
Infektionsschutzgesetzes vom 18.11.2020

Der Bundestag hat am 18. November 2020 das Dritte Gesetz zum Schutz
der Bevolkerung bei einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite
erlassen. Das Gesetz wird zu Unrecht aus der sogenannten , Querdenker”-
Szene als Ermichtiqungsgesetz gebrandmarkt und bekidmpft. Tatsichlich
handelt es sich um das Gegenteil eines Ermichtigungsgesetzes, nimlich
um einen Rechtsakt, der wverschiedene Mafinahmen demokratisch
legitimiert und vorhersehbarer macht. Dariiber hinaus enthilt das Gesetz
einige arbeitsrechtliche Klarstellungen, die in diesem Beitrag dargestellt

werden.

1. Regelungen zur Pandemiebekdmpfung

Das Dritte Gesetz zum Schutz der Bevolkerung bei einer
epidemischen Lage von nationaler Tragweite fiihrt verschiedene
klarstellende Regelungen in das Infektionsschutzgesetz ein, durch
die festgelegt wird, welche Mafinahmen von welchen Stellen im Fall
einer epidemischen Notlage von nationaler Tragweite erlassen
werden konnen. Bei den Mafinahmen handelt es sich um
momentan bereits geltende Pflichten, wie die, einen Mund-Nasen-
Schutz zu tragen oder sich nach einer Riickkehr aus einem

auslandischen Risikogebiet in Quarantane zu begeben.

Bisher wurden diese Mafinahmen auf der Grundlage der
Generalklausel des § 32 Infektionsschutzgesetz (IfSG) erlassen.
Nach § 32 S. 1 IfSG sind die Landesregierungen berechtigt, Ge- und
Verbote zur Bekdmpfung von Infektionskrankheiten zu erlassen.
Ein wesentlicher Kritikpunkt an den Corona-Schutzvorschriften
war stets, dass ihre Rechtsgrundlage, namlich der § 32 IfSG, nicht
spezifisch  genug umreiffe, =~ welche Mafinahmen  der
Verordnungsgeber treffen darf. Aus diesem Grund haben
Bundestag und Bundesrat nunmehr nachgelegt und spezifischere
Regelungen erlassen, die vorhersehbar und transparent festlegen,
welche Mafinahmen aufgrund einer Epidemie von nationaler

Tragweite ergriffen werden kénnen.
2. Arbeitsrechtlich relevante Neuerungen

Dariiber hinaus enthalt das Gesetz einige arbeitsrechtlich relevante
Regelungen. In §56 Abs.la IfSG n. F. stellt der Gesetzgeber

zunachst klar, dass eine erwerbstatige Person eine Entschddigung



fiir erlittenen Verdienstausfall erhalt, wenn sie ihr Kind, das nicht
alter als 12 Jahre oder behindert ist, betreuen muss, weil es sich in
Quarantine befindet und daher nicht in den Kindergarten, die
Schule oder eine andere Betreuungseinrichtung gehen kann. Bisher
waren von §56 Abs.la IfSG nur Fille erfasst, in denen die
Betreuungseinrichtung selbst geschlossen wurde, aber nicht Falle, in

denen nur ein einzelnes Kind in Quarantane musste.

Weiter wird die soeben erwdhnte Entschddigungsregelung des
§ 56 Abs. 1a IfSG, nach der erwerbstitige Personen, die sich um ein
Kind kiimmern miissen, das nicht in eine Betreuungseinrichtung
gehen kann, bis zum 31.03.2021 verldngert. Urspriinglich sollte sie
nur bis zum 31.12.2020 gelten.

Zuletzt wird in dem neuen § 56 Abs. 1 S. 3 IfSG nunmehr geregelt,
dass jemand, der freiwillig in ein auslidndisches Risikogebiet reist
und deshalb nach seiner Riickkehr in Quarantane muss, fiir diese
Zeit keine Entschidigung nach § 56 Abs. 1 IfSG erhalt. Bisher war
umstritten, ob fiir Quarantanezeiten, die aufgrund einer freiwilligen
Reise  in  ein  Risikogebiet  entstanden  sind, ein

Entschadigungsanspruch fiir einen etwaigen Entgeltverlust besteht.
3.  Kein akuter Handlungsbedarf

Aufgrund der Gesetzesinderungen entsteht fiir Arbeitgeber
zundchst kein akuter Handlungsbedarf. Sie sind aber im
Bedarfsfall verpflichtet, die Entschddigung nach §56 Abs.1
S.1IfSG auszuzahlen. Das ist mit einigen organisatorischen
Komplikationen verbunden. Einem Arbeitnehmer, der sich in
Quarantdne befindet und der deshalb einen Verdienstausfall
erleidet, ist in den ersten sechs Wochen eine Entschidigung in
Hohe des Verdienstausfalls zu zahlen; anschliefend eine
Entschadigung, die in ihrer Hohe dem Krankengeld nach
§47 SGB V entspricht (im Regelfall 70% des Bruttoentgelts, aber
maximal 90% des Nettoentgelts). Zusatzlich muss der Arbeitgeber
Beitrige zu den Sozialversicherungen abfiihren.

Wenn ein Arbeitnehmer einen Verdienstausfall erleidet, weil er ein
Kind betreuen muss, das aus Infektionsschutzgriinden nicht in die
Schule, den Kindergarten oder eine andere Betreuungseinrichtung
gehen darf, erhdlt der Arbeitnehmer eine Entschddigung in Hohe
von 2/3 seines Verdienstausfalls fiir zehn Wochen oder, wenn er
das Kind allein betreut, fiir maximal 20 Wochen. Die



Entschadigung ist allerdings auf einen Betrag i.H.v. 2016,00 €
gedeckelt.

Der Arbeitgeber erhilt die ausgezahlten Betrdge auf Antrag vom
zustindigen Bundesland zuriickerstattet. Die Neuregelung hat
nunmehr klargestellt, dass der Antrag innerhalb von 12 Monaten
nach Ende der Absonderung gestellt werden muss
(§ 56 Abs. 11 IfSG) und dass flir Streitigkeiten die
Verwaltungsgerichte zustindig sind (§ 68 Abs. 1 S. 1 IfSG).

Achten sollten Arbeitgeber zudem darauf, dass sie Arbeitnehmern,
die freiwillig ohne triftigen Grund in ein auslindisches
Risikogebiet gereist sind, keine Entschidigung fiir die
Quarantdnezeiten auszahlen. Die Entschadigung bekame der
Arbeitgeber in diesem Fall nicht zuriickerstattet, da der
Arbeitnehmer keinen Anspruch auf die Entschadigung hat. Der
Arbeitgeber  miisste = daher, um  die  Entschadigung
zuriickzuerhalten, bereicherungsrechtliche Anspriiche mit allen
dazugehorigen Fallstricken gegen den jeweiligen Arbeitnehmer

geltend machen.
4.  Zusammenfassung

Das Dritte Gesetz zum Schutz der Bevolkerung bei einer
epidemischen Lage von nationaler Tragweite sorgt fiir viel
rechtsstaatliche Klarheit und bringt einige arbeitsrechtlich
relevante Neuerungen, deren Umsetzung relativ kompliziert
werden kann. Bei rechtlichen Schwierigkeiten beraten wir Sie gerne
zu allen Fragen, die sich in der Schnittstelle von Infektionsschutz-

und Arbeitsrecht stellen.



Neues aus der Rechtsprechung
Arbeitsgericht Augsburg bestitigt: Kein Recht auf Home-

Office

Das Arbeiten im Home-Office hat seit Beginn der Coronapandemie
immens an Bedeutung gewonnen. Der Wechsel ins Home-Office erfolgte
dabei in der Regel einvernehmlich — Auseinandersetzungen zwischen
Arbeitgeber und Arbeitnehmer blieben die Ausnahme. Nicht zuletzt
aufgrund derzeit zuriickgestellter politischer Initiativen, nun auch
Corona-unabhingig ein Recht des Arbeitnehmers auf Arbeit im Home-
Office gesetzlich festschreiben zu wollen, stellt sich die Frage, ob ein
Arbeitnehmer auch nach aktuellem Recht bereits einen einseitig
durchsetzbaren Anspruch auf Home-Office-Arbeit hat. Das Arbeitsgericht
Augsburg hat dies im Verfahren des einstweiligen Rechtschutzes verneint
(Urteil vom 07. Mai 2020, Az. 3 Ga 9/20).

Der antragstellende Arbeitnehmer — ein Jurist — teilte sich bei
seinem Arbeitgeber ein Biiro mit einer weiteren Mitarbeiterin. Unter
Verweis darauf, nicht weiter in einem Doppelbiiro arbeiten zu
wollen, solange fiir ihn das Risiko einer Covid19-Infektion bestehe,
verlangte er, seine Tatigkeit an seinem Wohnsitz im Home-Office
ausiiben zu diirfen. Hierzu legte er ein arztliches Attest vor.
Hilfsweise forderte er den Arbeitgeber auf, ihm ein Einzelbiiro

zuzuweisen.

Das Arbeitsgericht lehnte den Antrag mangels
Verfiigungsanspruchs ab. Ein solcher ergebe sich im vorliegenden



Fall weder aus Vertrag noch aus Gesetz. Das Recht, den Arbeitsort
zu bestimmen, stehe grundsitzlich dem Arbeitgeber zu.
Abweichende Regelungen seien vertraglich nicht getroffen worden.
Ein Anspruch auf Leistungserbringung im Home-Office ergebe sich
auch nicht aus §618 BGB. Dieser sieht vor, dass der Arbeitgeber
»Riume, Vorrichtungen oder Geritschaften, die er zur Verrichtung der
Dienste zu beschaffen hat, so einzurichten und zu unterhalten [...], dass
der [...] [Arbeitnehmer] gegen Gefahr fiir Leben und Gesundheit soweit
geschiitzt ist, als die Natur der Dienstleistung es gestattet.” Nach
Ansicht des Arbeitsgerichts regelt § 618 BGB jedoch nur das , Ob”
der Fiirsorgepflicht des Arbeitgebers. ,Wie” der Arbeitgeber seiner
Fiirsorgepflicht nachkommt, sei hingegen ihm {iberlassen. Ein sich
auf die Gewadhrung von Home-Office-Tatigkeit verengender
Anspruch des Arbeitnehmers sei aus dieser Vorschrift nicht
herzuleiten. Bezogen auf die Coronapandemie miisse der
Arbeitgeber vielmehr selbst entscheiden, wie er durch die
Gestaltung  der  Biirosituation  sicherstellt, dass  keine
Infektionsgefahren entstehen. Dies konne auch in einem Biiro mit

mehreren Personen verwirklicht werden.

Das Urteil liegt auf der bisherigen Linie der Rechtsprechung. Ein
Anspruch des Arbeitnehmers auf Home-Office-Tatigkeit besteht
grundsatzlich  nicht.  Wahrend  schon  die  derzeitige
Gesetzgebungsdiskussion zeigt, dass dies aufSerhalb pandemischer
Zeiten weitgehend anerkannt ist, ldsst sich iiber einen solchen
Anspruch wahrend der Coronapandemie gewiss streiten. Denn es
wird mit soliden Argumenten vertreten, dass der Arbeitgeber
wiahrend der Coronapandemie unter bestimmten Voraussetzungen
auch ohne vertragliche Grundlage den Arbeitnehmer einseitig
verpflichten kann, seine Tatigkeit aus dem Home-Office zu
erbringen. Dass der Arbeitnehmer sich spiegelbildlich darauf
berufen kann, zum Schutz der eigenen Gesundheit seine
Arbeitsleistung voriibergehend im Home-Office zu erbringen, ist
jedenfalls nicht abwegig. Solange die Coronapandemie anhalt, wird
man die diesbeziiglichen Gerichtsentscheidungen im Auge behalten
miissen. Gegen das oben genannte Urteil des ArbG Augsburg hat
der Antragsteller Berufung beim LAG Miinchen eingelegt.

Um als Arbeitgeber unliebsamen Home-Office-Forderungen der
Mitarbeiter ggf. entgegentreten zu konnen, ist es wichtig, tragfahige
Gesundheitsschutzkonzepte zu erarbeiten und umzusetzen.

Wichtigste Ausgangspunkte sind insofern nach wie vor der



SARS-CoV-2-Arbeitsschutzstandard sowie die Arbeitsschutzregel
SARS CoV-2.

Wir beraten Sie gerne zu samtlichen Fragen rund um das Home-
Office.

Neues aus der Rechtsprechung
Datenldschung und Datentransfer als Kiindigungsgrund

Loscht ein Arbeitnehmer grofle Mengen geschiiftlicher Daten des
Arbeitgebers, kann dieses Verhalten eine fristlose Kiindigung rechtfertigen.
Dies hat das LAG Baden-Wiirttemberg mit Urteil vom 17. September 2020
(Az. 17 Sa 8/20) jiingst entschieden. Ahnlich kann es liegen, wenn sich ein
Arbeitnehmer verbotswidrig geschiftliche Daten auf einen privaten
Datentriger kopiert. Aber Vorsicht: Es kommt immer auf die Umstinde

des Einzelfalls an.

Im Fall des LAG Baden-Wiirttemberg hatte sich ein Arbeitnehmer
nach einem konfliktbehafteten Personalgesprach mit den Worten
,man sieht sich immer zweimal im Leben” von einer Kollegin
verabschiedet und anschliefend 7,48 GB {iberwiegend
geschiftlicher Daten (z.B. Umsatzmeldungen, Preislisten und
Statistiken) aus einem Ordner im Intranet geldscht. Nach Ansicht
des LAG Baden-Wiirttemberg hatte er dadurch ,Tabula rasa”
machen und ,verbrannte FErde hinterlassen” wollen. Dies
rechtfertigte nach Auffassung des Gerichts die fristlose
Kiindigung ohne vorangegangene Abmahnung.



Aber Vorsicht: Es kommt auf die Umstidnde des Einzelfalls an. Das
LAG Baden-Wiirttemberg machte in seinem Urteil deutlich, dass
die Entscheidung anders ausgefallen ware, wenn ein redliches
Motiv des Arbeitnehmers fiir die Datenloschungen vorstellbar
gewesen ware. Hatte der Arbeitnehmer z.B. nachvollziehbar
darstellen konnen, dass es ihm darum gegangen ware,
aufzuraumen und tiberfliissige Daten zu loschen oder blof3 seine
privaten Daten zu vernichten, wadre eine Kiindigung ohne
Abmahnung nicht in Betracht gekommen. Im Fall des LAG Baden-
Wiirttemberg hatte der Arbeitnehmer zwar versucht, sich so
rauszureden. Angesichts des riesigen geloschten Datenbestandes
und der Begleitumstiande war diese Ausrede aber von vornherein
nicht plausibel. Arbeitgeber tragen sonst die Beweislast und
miissten Ausreden des Arbeitnehmers durch Beweisfithrung im
Prozess widerlegen. FEine Kiindigung sollte deshalb sorgfaltig

vorbereitet werden.

Ahnlich stellt es sich dar, wenn ein Arbeitnehmer private Kopien
von geschiftlichen Daten des Arbeitgebers anfertigt. Dies darf der
Arbeitnehmer ohne Erlaubnis des Arbeitgebers zwar grundsatzlich
nicht. Ob der Arbeitgeber wegen dieses Verstofies sofort kiindigen
darf oder ob er zundchst eine Abmahnung aussprechen muss, hangt
allerdings von den Umstdanden des Einzelfalls ab: Versendet ein
Bankkundenbetreuer unter Verstof$ gegen ein ausdriickliches und
zwingendes Verbot seines Arbeitgebers eine grofie Zahl von
Kundendaten, die dem Bankgeheimnis unterliegen, an seinen
privaten E-Mail-Account, ist die fristlose Kiindigung gerechtfertigt
(so das LAG Hessen, Urteil vom 29.08.2011, Az. 7 Sa 248/11). Kann
hingegen nicht ausgeschlossen werden, dass es dem Arbeitnehmer
darum ging, die Daten fiir die Home-Office-Arbeit zu nutzen oder
wollte er sich Beweismittel fiir ein Gerichtsverfahren mit dem
Arbeitgeber verschaffen, muss der Arbeitgeber i.d.R. zunichst
abmahnen, bevor bei einem wiederholten Verstofs die Kiindigung in
Betracht kdme (BAG, Urteil vom 08.05.2014, Az. 2 AZR 249/13).



Aus aktuellem Anlass
Elektronische Personalakte — Miissen Originale noch

aufbewahrt werden?

Bei der Einfiihrung einer elektronischen Personalakte stellt sich die Frage,
ob Originale noch aufbewahrt werden miissen? Ziel der elektronischen
Akte ist es gerade, den Aufwand durch die Fiihrung einer Personalakte in
Papierform zu minimieren: Je mehr Originaldokumente in Papierform
aufbewahrt werden miissen, desto mehr wird dieses Ziel vereitelt. Dennoch
gibt es bei der Umstellung auf die elektronische Akte eine Vielzahl von
Aspekten zu beachten.

Die Fragen, die sich in diesem Zusammenhang stellen,
tiberschneiden sich teilweise mit denen der Loschkonzepte im
Datenschutz: Neben gesetzlich angeordneten Aufbewahrungs-
pflichten gibt es Dokumente, die im Hinblick auf eine mdogliche
Rechtsdurchsetzung im eigenen Interesse des Arbeitgebers

aufbewahrt werden sollten.

1.  Auf jeden Fall im Original aufbewahrt werden sollten alle
Urkunden, die im Falle eines Rechtsstreits vor Gericht als
Beweismittel vorgelegt werden miissen: Als gerichtliches
Beweismittel zugelassen sind nur die Originalurkunden, nicht
jedoch blofse Scans. Schreiben, die fiir den Grundstatus des
Arbeitsverhiltnisses wichtig sind — etwa der Arbeitsvertrag
(Gerade bei befristeten Arbeitsvertragen ist hier auch die
Wahrung  der  Schriftform  wichtig.), ~ Anderungs-



vereinbarungen, Kiindigungsschreiben — sollten daher auf
jeden Fall im Original aufbewahrt werden.

Ein wichtiger Teil der Personalunterlagen aus der
Personalakte  unterliegt gesetzlichen = Aufbewahrungs-
pflichten: Gemafs §257 HGB sechs bzw. zehn Jahre
aufzubewahren sind Handelsbriefe, Bilanzen und
Buchungsunterlagen - hier koénnen aufzubewahrende
,Handelsbriefe” auch Inhalt der Personalakte sein. Gemaf3
§147 AO fiir sechs Jahre aufzubewahren sind die
Lohnberechnungsunterlagen — hierzu zédhlen nicht nur die
Lohnabrechnungen als solche, sondern auch die fiir deren
Herstellung erforderlichen weiteren Dokumente, etwa
Freistellungsbescheinigungen, Reisekostenabrechnungen,
Fahrtenbiicher, Rechnungsbelege iiber Auslagenersatz oder
Arbeitszeitlisten und  gemafl §41Abs.1 S.9EstG
Lohnkontennachweise. Zudem sind sozialversicherungs-
rechtliche Nachweise gemaf3 § 28 f SGB IV aufzubewahren.

Die Regelungen erlauben jeweils, unter bestimmten
Bedingungen, auch eine elektronische Aufbewahrung, diese
muss jedoch mindestens den folgenden Anforderungen

geniigen: Es muss sichergestellt sein,
,dass die Wiedergabe oder die Daten

1. mit den empfangenen  Handels- oder
Geschiftsbriefen und den Buchungsbelegen
bildlich und mit den anderen Unterlagen
inhaltlich {Uibereinstimmen, wenn sie lesbar

gemacht werden,

2. wahrend der Dauer der Aufbewahrungsfrist
jederzeit verfligbar sind, unverziiglich lesbar
gemacht und maschinell ausgewertet werden

konnen.”

Wie die Aufbewahrung im Einzelnen zu erfolgen hat, ist fiir
das Steuerrecht in den Vorschriften der , Grundsatze zur
ordnungsmafiigen Fiihrung und Aufbewahrung von Biichern,
Aufzeichnungen und Unterlagen in elektronischer Form
sowie zum Datenzugriff (GoBD)” geregelt: Die Archivierung
der Unterlagen muss den anspruchsvollen Vorgaben dieser
Regelung entsprechen.
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Eine den GoBD entsprechende Regelung fiir das
Sozialversicherungsrecht gibt es nicht, ein Hinweis in der
Gesetzesbegriindung verweist jedoch auf das
Lohnsteuerrecht, sodass man sich auch hier an den
Regelungen der GoBD orientieren kann. Auch fiir die
Aufbewahrungspflichten des Handelsrechts erfolgt vielfach
eine Orientierung an den Regelungen der GoBD.

Hierbei kann im Einzelfall die Umsetzung der Regelungen
der GoBD anspruchsvoll sein, gerade auch in der Wahrung
des selbstverstandlich parallel zu beachtenden Datenschutzes.

Zu den wichtigsten Inhalten einer Personalakte lassen sich
folgende Empfehlungen geben. Hierbei ist immer auch
anhand des Loschkonzeptes zu {iberpriifen, wie lange
Unterlagen aufbewahrt werden: Etwa die Empfehlung,
Bewerbungsunterlagen im Original aufzubewahren gilt
selbstverstandlich nur fiir die Zeit, in der bei abgelehnten
Bewerbern, ein berechtigtes Interesse fiir die Aufbewahrung
besteht. Wenn sicher ist, dass der Arbeitgeber nicht mehr
nach dem AGG in Anspruch genommen werden kann, sind
die (Original-)Unterlagen zu vernichten; es diirfen dann auch

keine elektronischen Kopien aufbewahrt werden.

. Personalstammbogen — kann elektronisch archiviert
werden
. personelle Anderungsmitteilungen - Original sollte

aufbewahrt werden

. Bewerbungsunterlagen — Original sollte aufbewahrt
werden
. Arbeitsvertrag und Vertragsanderungen

(Beférderungen, Versetzungen, Entsendungen) -

miissen unbedingt im Original aufbewahrt werden

. Lohnsteuerunterlagen — sind elektronisch nach GoBD
aufzubewahren
. Sozialversicherungsnachweisheft/-unterlagen - sind

elektronisch nach GoBD aufzubewahren

. Angaben zu Krankheits-/Urlaubstagen und
Gesundheitszustand - sind elektronisch
aufzubewahren (gegebenenfalls nach GoBD)
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Krankmeldungen (gelbe Scheine) - sollten zu

Beweiszwecken im Original aufbewahrt werden

Gehaltsentwicklung (inkl. Pfandungen, Darlehen) -
konnen elektronisch aufbewahrt werden, hiervon
ausgenommen sind Vertragsdnderungen, die zu

Beweiszwecken im Original aufzubewahren sind

Fortbildungen, Qualifizierungen - konnen auch
elektronisch aufbewahrt werden, Originalurkunden
konnen dem Arbeitnehmer ausgehdndigt werden

Korrespondenz mit dem Mitarbeiter — auch diese sollte,
wenn und solange sie fiir einen Rechtsstreit relevant

werden kann, im Original aufbewahrt werden

Antrdage des Arbeitnehmers (Elternzeit, Teilzeit etc.)
und Antwort des Arbeitgebers — sollten im Original

aufbewahrt werden

arbeitsrechtliche  Sanktionen wie Ermahnungen,
Abmahnungen - sind zu Beweiszwecken im Original
aufzubewahren; das gilt auch fiir die zugehorigen

Zugangsnachweise

dienstliche Beurteilungen - konnen elektronisch

aufbewahrt werden

Zwischen- und Endzeugnisse — konnen elektronisch
aufbewahrt werden; ggf. konnen Zugangsnachweise zu

Beweiszwecken im Original aufbewahrt werden
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Loschelder Praxistipp
Generelle Maskenpflicht am Arbeitsplatz durch

Coronaschutzverordnung NRW?

Zum 01.12.2020 traten auf Landesebene zahlreiche neue Regelungen zu
Corona-Schutzmafinahmen in Kraft. Hierbei wurde fiir das Land
Nordrhein-Westfalen eine generelle Maskenpflicht am Arbeitsplatz (mit
Ausnahmen) begriindet. Einige Linder sehen mit im Detail abweichenden
Regelungen ebenfalls eine generelle Maskenpflicht am Arbeitsplatz vor, so
etwa Baden-Wiirttemberg und Bayern. Andere Linder haben
entsprechende MafSnahmen noch nicht eingefiihrt. Das fiir den jeweiligen
Betrieb geltende Recht ist daher stets sorgsam anhand der jeweiligen

Landesregelung zu ermitteln.

Bislang galt in NRW gemaifs §1 Abs. 4 Coronaschutzverordnung
NRW (CoronaSchVO NRW) folgende Regelung:

,Betriebe, Unternehmen, Behorden und andere Arbeitgeber
haben die Regelungen dieser Verordnung zu beachten, soweit
ein Kontakt zwischen Beschéftigten und Kundinnen, Kunden
oder ihnen vergleichbaren Personen besteht. Ansonsten
richten sich die Vorgaben fiir die Arbeitswelt nach den
Anforderungen des  Arbeitsschutzes und  weiteren
einschldgigen Rechtsvorschriften. Das jeweils aktuelle
Infektionsgeschehen  ist dabei zu  beriicksichtigen.
Insbesondere sollten nicht erforderliche Kontakte in der
Belegschaft und mit Kunden mdglichst vermieden werden
(zum  Beispiel ~durch die Nutzung  besonderer
Schutzeinrichtungen und der Heimarbeit), allgemeine
Hygienemafinahmen umgesetzt und die Infektionsrisiken bei
erforderlichen Kontakten durch besondere Hygiene- und

Schutzmafsnahmen minimiert werden.”

In der ab dem 01.12.2020 geltenden Fassung wird diese Regelung

erganzt:

,Betriebe, Unternehmen, Behorden und andere Arbeitgeber
haben die Regelungen dieser Verordnung zu beachten, soweit
ein Kontakt zwischen Beschaftigten und Kundinnen, Kunden
oder ihnen vergleichbaren Personen besteht. Unabhingig
von solchem Kontakt ist in geschlossenen Rdumen eine
Alltagsmaske mnach §3 Abs.1 zu tragen; dies gilt
vorbehaltlich  weitergehender arbeitsschutzrechtlicher
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Vorgaben, betrieblicher Infektionsschutzkonzepte oder
konkreter  behordlicher =~ Anordnungen  nicht am
Arbeitsplatz, sofern ein Abstand von 1,5 Metern zu
weiteren Personen sicher eingehalten werden kann. Im
Ubrigen richten sich die Vorgaben fiir die Arbeitswelt nach
den Anforderungen des Arbeitsschutzes und weiteren
einschldgigen Rechtsvorschriften. Das jeweils aktuelle
Infektionsgeschehen  ist dabei zu  beriicksichtigen.
Insbesondere sollten nicht erforderliche Kontakte in der
Belegschaft und mit Kunden mdglichst vermieden werden
(zum  Beispiel ~durch die Nutzung  besonderer
Schutzeinrichtungen und der Heimarbeit), allgemeine
Hygienemafinahmen umgesetzt und die Infektionsrisiken bei
erforderlichen Kontakten durch besondere Hygiene- und

Schutzmafinahmen minimiert werden.”

Die Regelung geht auch iiber die bisherigen Empfehlungen des

Bundesministeriums fiir Arbeit und Soziales (BMAS) und der

Bundesanstalt fiir Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (BauA) in der
SARS-CoV-2-Arbeitsschutzregel hinaus (dazu unser Newsletter
September 2020).

Fiir die betriebliche Umsetzung der Maskenpflicht ist eine

Orientierung an folgenden Leitlinien moglich:

1.

Die sprachlich nicht sonderlich gelungene Regelung in
§1 Abs.4Satz2 CoronaSchVO NRW  erstreckt die
allgemeine  Verpflichtung zum Tragen einer sog.
Alltagsmaske in geschlossenen Rdumen gemafs §3 Abs. 2
CoronaSchVO NRW grundsatzlich auch auf den Arbeitsplatz.
Das gilt auch dann, wenn in den Raumen kein Kontakt mit
betriebsexternen Personen (z.B. Kunden) besteht. Damit
besteht grundsitzlich auch an gewerblichen Arbeitsplitzen
und Biiroarbeitsplitzen ohne Kundenkontakt
Maskenpflicht.

Die Pflicht besteht dann nicht, wenn am Arbeitsplatz ein
Abstand von 1,5 m zu weiteren Personen (dazu gehoren auch
Betriebsangehorige) sicher eingehalten werden kann. Wenn
die Arbeitspldatze also so ausgestaltet sind, dass der
erforderliche Abstand eingehalten ist, muss am Arbeitsplatz
selbst keine Maske getragen werden. Diese Ausnahme findet

nur dann keine Anwendung, wenn aufgrund allgemeiner
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Regelungen, wie sie bisher schon galten (etwa einer
behordlichen Anweisung oder eines konkreten betrieblichen

Infektionsschutzkonzepts), eine Maskenpflicht schon bestand.

Eine weitere mogliche Ausnahme ist — etwas versteckter — in
§ 3 Abs. 5 CoronaSchVO NRW geregelt:

,Die Verpflichtung nach Absatz 2 kann fiir Inhaber und
Inhaberinnen sowie Beschiftigte durch gleich
wirksame Schutzmafinahmen (Abtrennung durch
Glas, Plexiglas o0.4.) oder das Tragen eines das Gesicht
vollstandig bedeckenden Visiers ersetzt werden.”

Nach dieser Regelung kann die Pflicht zum Tragen einer
Alltagsmaske  dadurch  vermieden = werden,  dass
Arbeitsplatze, zwischen denen kein Abstand von mindestens
1,5 m besteht, beispielsweise durch eine Plexiglasscheibe

getrennt werden.

Da diese Sonderregelung allerdings nur auf die allgemeine
Pflicht in § 3 Abs. 2 CoronaSchVO NRW Bezug nimmt und
nicht auf die Regelung in §1 Abs. 4 Satz2 CoronaSchVO
NRW, ist nicht sicher, ob der Arbeitgeber den fehlenden
Abstand  zwischen @ den  Arbeitnehmern  durch
Vorrichtungen wie Plexiglasscheiben ersetzen kann. Dies
wiére mit dem Zweck der Regelung begriindbar, zumal viel
dafiir spricht, dass lediglich ein Redaktionsversehen vorliegt:
Die Maskenpflicht am Arbeitsplatz wurde systemwidrig in
§ 1 Abs. 4 eingeordnet statt, wie dies nach der Systematik der
CoronaSchVO NRW erforderlich gewesen wiére, in § 3 Abs. 2;
die entsprechende Verweisung wurde nicht angepasst. Dieses
Verstandnis wiirde sich auch mit den Vorgaben der
SARS-CoV-2-Arbeitsschutzregel decken.

Solange eine Konkretisierung und Klarstellung noch nicht
erfolgt ist, sollten Investitionen in Abtrennungen noch

zuriickgestellt werden.

Zur Umsetzung sollte tiberpriift werden, ob, gegebenenfalls
auch durch weitergehende Mafsnahmen wie die (teilweise)
Nutzung von Home-Office, der notwendige Abstand
zwischen den Arbeitnehmern hergestellt werden kann. Wenn
der Abstand sicher eingehalten werden kann, muss am

Arbeitsplatz selbst keine Maske getragen werden. Auch fiir
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den iibrigen Betrieb ist eine Maskenpflicht durch die
Verordnung nicht vorgeschrieben, soweit der
Mindestabstand gesichert ist. Die freiwillige Einfiihrung
einer Maskenpflicht fiir die Bereiche des Betriebs aufierhalb
des eigentlichen Arbeitsplatzes ist gleichwohl sinnvoll.

Es empfiehlt sich, die Regeln fiir den Arbeitsplatz im Sinne
eines Hygienekonzepts nach den oben genannten
Arbeitsschutzstandards zusammenzufassen (oder bestehende
Konzepte im Sinne der neuen Verordnung zu erginzen) und
fiir die Arbeitnehmer klare Regelungen zur Wahrung des

Mindestabstands sowie zur Maskenpflicht aufzustellen.

Die Maskenpflicht muss der Arbeitgeber auch durchsetzen,
gegebenenfalls durch Abmahnungen; im Wiederholungsfall
sind auch Kiindigungen moglich.

Nicht in der CoronaSchVO NRW geregelt ist, wer die Kosten
fiir die Anschaffung der erforderlichen Alltagsmaske tragt.
Grundsitzlich sollte dies bei einem mittlerweile allgemein
benotigten und von jedem vorgehaltenen Hilfsmittel kein
Problem sein; eine Verpflichtung des Arbeitgebers, fiir den
Arbeitsplatz die Masken zur Verfiigung zu stellen, liefle sich
juristisch allerdings begriinden. Eskaliert werden sollte dieser
Streit mit einem Arbeitnehmer daher nicht; auf Verlangen
sollten den Anforderungen der Verordnung geniigende
Masken zur Verfiigung gestellt werden. Das gilt auch, wenn

die vom Arbeitnehmer mitgebrachte Maske untauglich ist.

Verstofie gegen die in § 1 Abs. 4 Satz 2 CoronaSchVO NRW
normierte Maskenpflicht sind nicht bufigeldbewehrt, da
§18 Abs. 2 Nr.2 CoronaSchVO NRW nur einen Verstof3
gegen §3 Abs. 2 sanktioniert. Diese Ausnahme ist schwer
nachvollziehbar und wiederum Folge der systematisch
falschen Stellung der Regelung in §1 Abs.4. Dennoch
sollten Arbeitgeber die Maskenpflicht ernst nehmen. Bei
Verstofsen aufgrund mangelnder Durchsetzung der
Maskenpflicht kann im Einzelfall auch ein
Schadensersatzanspruch eines Arbeitnehmers (oder dessen
Erben) in Betracht kommen, der im Todesfall oder bei
schweren Verstofien eine erhebliche Hohe erreichen kann.

Zwar wird es fiir den Arbeitnehmer nur sehr schwer moglich
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sein, eine konkrete Ansteckung im Betrieb nachzuweisen. Das
Risiko sollte dennoch vermieden werden.

Die unmittelbare Umsetzung der Maskenpflicht, wie sie in
der Verordnung geregelt ist, ist nicht gemifl §87 Abs.1
BetrVG mitbestimmt, da insoweit eine gesetzliche Regelung
besteht. Weitergehende und konkretisierende Regelungen —
etwa eine generelle Maskenpflicht im Betrieb abseits des
Arbeitsplatzes oder die Einfithrung ,gleich wirksamer
Schutzmafinahmen” — kénnen jedoch als Verhaltensregelung
gemdfs § 87 Abs.1Nr.1 BetrVG bzw. als Regelung des
betrieblichen Arbeitsschutzes gemdff §87 Abs.1Nr.7
BetrVG durch den Betriebsrat mitbestimmt sein. Die
Mitbestimmungsrechte werden insoweit, da es auf die
jeweiligen betrieblichen Verhiltnisse ankommt, stets beim
Einzelbetriebsrat liegen; Gesamt- oder Konzernbetriebsrat
sind nicht origindr zustdndig, konnen aber durch die
Einzelbetriebsrate beauftragt werden.

17



Unser Team Arbeitsrecht

Dr. Detlef Grimm
+49 (0) 221 650 65-129
detlef.grimm@loschelder.de

- b

Arne Gehrke, LL.M.
+49 (0) 221 650 65-263
arne.gehrke@loschelder.de

Farzan Daneshian, LL.M.
+49 (0) 221 65065-263

Impressum

Dr. Martin Brock Dr. Sebastian Pelzer
+49 (0) 221 650 65-233 +49 (0) 221 650 65-263
martin.brock@loschelder.de sebastian.pelzer@loschelder.de

Dr. Stefan Freh Dr. Jonas Singraven
+49 (0) 221 650 65-129 +49 (0) 221 650 65-129
stefan.freh@loschelder.de jonas.singraven@loschelder.de

Dr. Malte Gobel
+49 (0) 221 650 65-129
farzan.daneshian@loschelder.de malte.goebel@loschelder.de

LOSCHELDER RECHTSANWALTE
Partnerschaftsgesellschaft mbB

Konrad-Adenauer-Ufer 11

50668 Koln

Tel. +49 (0)221 65065-0, Fax +49 (0)221 65065-110

info@loschelder.de

www.loschelder.de

18


https://loschelder.de/de/rechtsanwaelte/anwaelte/dr-detlef-grimm.html
https://loschelder.de/de/rechtsanwaelte/anwaelte/dr-sebastian-pelzer.html
https://loschelder.de/de/rechtsanwaelte/anwaelte/arne-gehrke.html
https://loschelder.de/de/rechtsanwaelte/anwaelte/dr-stefan-freh.html
https://loschelder.de/de/rechtsanwaelte/anwaelte/dr-jonas-singraven.html
https://loschelder.de/de/rechtsanwaelte/anwaelte/dr-martin-brock.html
mailto:farzan.daneshian@loschelder.de
https://loschelder.de/de/rechtsanwaelte/anwaelte/farzan-daneshian.html
https://loschelder.de/de/rechtsanwaelte/anwaelte/dr-malte-goebel.html

	Neues vom Gesetzgeber
	Kein Ermächtigungsgesetz – die Änderungen des Infektionsschutzgesetzes vom 18.11.2020

	Neues aus der Rechtsprechung
	Arbeitsgericht Augsburg bestätigt: Kein Recht auf Home-Office

	Neues aus der Rechtsprechung
	Datenlöschung und Datentransfer als Kündigungsgrund

	Aus aktuellem Anlass
	Elektronische Personalakte – Müssen Originale noch aufbewahrt werden?

	Loschelder Praxistipp
	Generelle Maskenpflicht am Arbeitsplatz durch Coronaschutzverordnung NRW?

	Unser Team Arbeitsrecht
	Impressum

